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Nationalistische Massaker in der Ukraine: 

Es gibt keine „richtige“ Seite 

im imperialistischen Krieg!!!
 

Auch nach dem zweiten Minsker Abkommen geht 

das Leiden der Menschen in der Ostukraine weiter. 

Schon jetzt hat der Konflikt einen entsetzlichen Blutzoll 

an Menschenleben gekostet. Nach Angaben des UN 

Menschenrechtsrats sollen bisher 5.486 Menschen 

getötet und 12.972 verwundet worden sein, Zahlen 

die angesichts der Heftigkeit der Kämpfe sicherlich 

untertrieben und mittlerweile überholt sind. Die sozia-

le Infrastruktur ist weitgehend zerstört und Abwasser-

leitungen und Kanalisation sind zusammengebro-

chen. Die übergroße Mehrheit der ca. 5,2 Millionen 

Menschen im Krisengebiet hat keinen Zugang zu 

Elektrizität und Trinkwasser. Fast eine halbe Million 

Menschen sind in der Ukraine auf der Flucht. Viele  

Ukrainisch sprechende Menschen flohen nach Kiew, 

da man nur dort zumindest den Hauch einer Chance 

hat, eine mickrige Rente und Sozialleistungen einzu-

klagen. Die Russischsprachigen versuchten sich in 

Russland in Sicherheit zu bringen, wo sie sich als 

Flüchtlinge mehr schlecht als recht durchs Leben 

schlagen müssen. Diejenigen, die im Donbass ge-

blieben sind, sind größtenteils Menschen die nicht 

fliehen konnten, wie die Alten. Sie drängen sich in 

Luftschutzbunkern, die sie nur verlassen um Nah-

rungsmittel zu bekommen. Zwar gibt es in den Ge-

schäften Lebensmittel zu kaufen, doch die wenigsten 

können sie sich leisten.  

 

Nationalistisches Kesseltreiben 

 

Auf beiden Seiten hat dieser Krieg nur wenig Zustim-

mung unter der Bevölkerung. Als die Regierung des 

neugewählten ukrainischen Präsidenten Poro-

schenko die allgemeine Wehrpflicht wieder einführte, 

kam es in der gesamten Westukraine zu Demonstra-

tionen und Straßenblockaden, die maßgeblich von 

Frauen getragen wurden. Die Blockaden wurden erst 

abgebrochen, als die Regierung versprach nur weni-

ge Reservisten an die Front zu schicken.  Auf der an-

deren Seite ergab die letzte einigermaßen unab-

hängige Umfrage (April 2014), dass zwei Drittel der 

Menschen in der Ostukraine gegen einen Anschluss 

an Putins Russland sind.  Die Einheiten der Separatis-

ten rekrutieren sich überwiegend aus ehemaligen 

russischen Armeeangehörigen, Panslawisten und Na-

tionalisten. Faktisch wird das Geschehen auf beiden 

Seiten von zwei fanatischen Minderheiten bestimmt, 

die fest entschlossen sind ihren Willen nicht nur dem 

Gegner, sondern auch der eigenen Bevölkerung auf-

zuzwingen. Im Hintergrund wirken die bestialischen 

Appetite des globalen Imperialismus. Die Ukraine 

droht von den zentrifugalen Kräften eines verfaulen-

den Gesellschaftssystems  auseinandergerissen zu 

werden, welches der Weltbevölkerung nichts als 

Elend und Tod zu bieten hat. 

  

Die Hintergründe des Krieges 

 

Schauen wir kurz zurück wie alles begann. Ein erster 

wichtiger Faktor war das Platzen der Spekulationsbla-

se, die Volkswirtschaften wie die der Ukraine am 

stärksten in Mitleidenschaft zog. 2009 brach die Wirt-

schaft um 15% ein, die Arbeitslosigkeit verdreifachte 

sich und die Exporte gingen um 40% zurück. Dieser 

Zusammenbruch führte 2010 zur Wahl Janukowitschs, 

der Verhandlungen mit dem IWF und ein Assoziie-

rungsabkommen mit der EU in die Wege leitete. Im 

November 2013 weigerte sich die Janukowitsch-

Regierung jedoch plötzlich die Regeln des EU Assozi-

ierungsabkommens zu akzeptieren.  Sie befand sich 

in einer verzweifelten Zwickmühle. Die Wirtschafts-

entwicklung der Ukraine war eine der schlechtesten 

in der Welt, nachdem der Preis des wichtigsten Ex-

portguts der Ukraine, Stahl, drastisch eingebrochen 

war. Die Kredite des IWF waren aufgebraucht, und 

das  Regime nicht in der Lage die geforderten „Re-

formmaßnahmen“ umzusetzen. Zudem stand die 

Rückzahlung von Krediten in Höhe von 15 Milliarden 
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Dollar für November 2014 an. Gleichzeitig nahm das 

Haushaltsdefizit astronomische Ausmaße an. Der 

Deal mit der EU versprach zwar Geld (Kreditzahlun-

gen in Höhe von 27 Milliarden Euro) allerdings unter 

der Bedingung, die Subventionen für die Energiekos-

ten für Verbraucher zu streichen. Ein derartiger sozia-

ler Einschnitt wäre für jede Regierung faktisch politi-

scher Selbstmord gewesen.  In dieser Situation zöger-

te Janukowitsch nicht lange ein Kreditangebot Putins 

anzunehmen. Russland war noch immer der wichtigs-

te Handelspartner und die Ukraine zudem in hohem 

Maße von russischen Gaslieferungen abhängig. Putin 

brauchte nur eine Reduzierung des Gaspreises von 

400 Dollar pro 1000 Kubikmeter auf 268,5 Dollar und 

einen Kredit von 15 Milliarden Dollar zu einer Zinsrate 

von 5% (weitaus niedriger als das Kreditangebot der 

EU) in Aussicht zu stellen, um Janukowitsch zu über-

zeugen.  

 

Der Maidan und der Krieg 

 

Die ersten Proteste gegen die Regierung Junuko-

witsch wurden maßgeblich von Studenten und Ju-

gendlichen der Mittelschicht getragen, die mit der 

Absage an die EU um ihre Zukunft fürchteten. Diese 

konnten vom Regime noch leicht in Schach gehalten 

werden. Zunehmend schalteten sich jedoch nun die 

EU und die USA mittels diverser „think tanks“ und poli-

tischen Stiftungen in das Geschehen ein. Infolgedes-

sen begannen nun fanatische Nationalisten und fa-

schistische Elemente immer stärker auf dem Maidan 

den Ton anzugeben. Die Unterstützung aus dem Aus-

land erlaubte es der Maidan-Bewegung den Winter 

über durchzuhalten, bis Janukowitsch schließlich das 

Land fluchtartig verlassen musste. Die ukrainischen 

Nationalisten kannten nun kein Halten mehr. Ihre An-

kündigung Russisch als Amtssprache verbieten zu 

wollen, war eine an den russischsprachigen  östlichen 

Teil des Landes gerichtete Provokation. Hier machte 

sich zudem die Sorge breit, dass der von den USA 

und der EU lancierte Sturz Janukowitschs zu einer in-

dustriellen Umstrukturierung mit massiven Jobverlus-

ten in den Stahlwerken und im Bergbau führen wür-

de. Gegendemonstrationen und Protestkundgebun-

gen mündeten schnell in die Besetzung von Regie-

rungsgebäuden durch prorussische Nationalisten. Die 

militärische und politische Unterstützung des russi-

schen Imperialismus für die Separatisten komplettier-

te schließlich die Krise. Schon kurz vor Janukowitschs 

Sturz waren auf der Krim sog. „grüne Männchen“ in 

Aktion getreten. Ende März war die Halbinsel fest un-

ter russischer Kontrolle. In den folgenden Monaten 

kam es in der Ostukraine zu Kämpfen zwischen Kie-

wer Regierungstruppen und den prorussischen Sepa-

ratisten. Nach dem Abschuss der malaysischen Pas-

sagierflugzeugs MH17 (der aller Wahrscheinlichkeit 

auf das Konto der Separatisten ging) war die ukraini-

sche Armee in weiten Teilen in der Offensive. Damals 

deutete vieles auf eine Niederlage der Separatisten 

hin. Doch nach einigen hektischen Wochen konnten 

die Separatisten wieder verlorenes Terrain wettma-

chen. Es wurde immer deutlicher, dass sie dabei 

nicht nur auf Waffenlieferungen sondern auch auf di-

rekte militärische Unterstützung russischer Truppen 

bauen konnten. Einige Sprecher der Separatisten 

machten daraus auch kein Geheimnis mehr und er-

klärten offen, dass es ihnen nicht mehr nur um mehr 

Autonomie für die Region Donezk sondern um die 

Schaffung eines Oblast „Noworossija“, also den An-

schluss an Russland ginge.   

 

Die Ziele des russischen Imperialismus 

 

Welche Zielsetzung verfolgte Russland mit diesem 

Vorgehen? Zunächst muss man konstatieren, dass 

Russland aus einer Position der Schwäche heraus 

handelt. Seit dem Zerfall der Sowjetunion ist die herr-

schende Klasse Russlands mit dem Vormarsch von 

Nato und EU nach Osten konfrontiert. Während der 

Jelzin-Jahre schrumpfte die Wirtschaft dramatisch. 

Auf der internationalen Bühne erlitt Russland eine 

Demütigung nach der anderen. Erst mit der Ablösung 

Jelzins durch den ehemaligen KGB-Offizier Putin setz-

te eine Wende ein. Der Aufstand in Tschetschenien 

wurde brutal niedergeschlagen und ein Statthalter 

von Moskaus Gnaden eingesetzt. Es folgte Putins of-

fene Unterstützung für die Separationsbestrebungen 

in Südossetien und Abchasien gegen die prowestli-

che Regierung Georgiens. Als die ukrainische „Oran-

gene Revolution” Janukowitsch zum ersten Mal aus 

dem Amt kegelte, rächte sich Putin an der prowestli-

chen Regierung mit dem Stopp der Gaslieferungen. 

Für den Kreml waren all diese Maßnahmen die un-

missverständliche Antwort auf eine Reihe von Provo-

kationen und Demütigungen des Westens. 

Insbesondere nach der Annexion der Krim wird das 

Putin-Regime in den westlichen Medien gerne als 

expansionistisch dargestellt. Die ist ziemlich billige 

Propaganda. Man sollte nicht die Tatsache aus den 

Augen verlieren, dass es die USA waren, die 1990 ei-

ne neue von ihnen dominierte „neue Weltordnung“ 

proklamierten. Derzeit unterhalten die USA in über 

150 Ländern 737 Militärbasen  (andere militärische 

Einrichtungen sind hier nicht eingerechnet) mit einer 

Truppenstärke von 230 000 Mann und 2.5 Millionen Zi-

vilpersonal. Demgegenüber beschränkt sich die mili-

tärische Präsenz Russlands, von zwei Militärstützpunk-

ten in Syrien und Vietnam abgesehen, vornehmlich 

auf die ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens. 

Doch auch im eigenen Einflussbereich ist Russland 

mit großen Herausforderungen konfrontiert. Trotz zahl-

reicher Anläufe ist Putins Projekt der Schaffung einer  

„Eurasischen Union“, eines von Russland dominierten 

Wirtschaftraums,  der Weißrussland, Kasachstan, Ar-

menien, Turkmenistan, Kirgisien, Usbekistan und Tad-

schikistan umfassen soll, noch nicht weit gediehen. 

Der Sturz von zwei kirgisischen Präsidenten sowie die 

Errichtung von Militärbasen durch die USA haben zu 

allerlei Spannungen geführt. Der kasachische Präsi-

dent Nazarbayev, einst ein glühender Unterstützer ei-

ner Anbindung an Russland, drohte unverhohlen mit 

der Aufkündigung getroffener Vereinbarungen, sollte 

die russische Bevormundung weitergehen. So war es 

auch bezeichnend, dass sich Kasachstan bei der Ab-



stimmung der Vereinten Nationen über das Krimrefe-

rendum enthalten hat.  Zwar haben die USA ihre 

Operationen in Zentralasien mittlerweile etwas zu-

rückgefahren  (mit dem Abzug aus Afghanistan wird 

sich diesen Prozess fortsetzen) – doch mit China ha-

ben die zentralasiatischen Republiken einen alterna-

tiven Bezugspunkt. Sie stehen chinesischen Investitio-

nen sehr aufgeschlossen gegenüber und  haben Ver-

träge über Gaslieferung mit China ausgehandelt,  

um sich so aus der Abhängigkeit von Russland zu lö-

sen. Die Sanktionen und der Fall der Energiepreise 

haben die Währungen (die alle an den Rubel ge-

koppelt sind) in der Region destabilisiert und damit 

auch Russlands Stellung gegenüber seinen Bündnis-

partnern geschwächt.  Putin mag zwar große Stücke 

auf die „Shanghai Cooperation Organisation“ halten 

(einem Zweckbündnis von Russland und China, um 

die USA aus Zentralasien herauszuhalten), angesichts 

der wirtschaftlichen Schwäche Russlands und Chinas 

Wachstum ist jedoch klar, wer hier in der Rolle des 

Juniorpartners ist. Die harte Position, die China im letz-

ten Jahr während eines Staatsbesuchs Putins  bei der 

Verhandlung über Energiepreise an den Tag legte,  

unterstreicht dies. Russland ist sich seiner Schwäche 

bei der Durchsetzung von Projekten wie der „Eurasi-

schen Union“ durchaus bewusst. Daraus erklärt sich 

auch  die Entschlossenheit, die Ukraine und Georgien 

durch separatistische Tendenzen zu schwächen. 

Wenn es nicht gelingt sie in den eigenen Einflussbe-

reich zurückzuholen, sollen die Länder zumindest so-

weit wie möglich destabilisiert werden, um eine In-

tegration in EU und Nato zu erschweren. Dies war von 

Anfang an das Kalkül der russischen Politik seit dem 

Ausbruch der Ukrainekrise.  Doch dieses Spiel kann 

leicht aus dem Ruder laufen.  Mit 4.1 % des BIP ver-

fügt Russland über einen der größten Militäretats der 

Welt. Die USA geben derzeit 3,8% des BIP für Rüstung 

aus, (auch wenn ihre Ausgaben in absoluten Zahlen 

sicherlich höher sind.) Mit der intensivierten Unterstüt-

zung separatistischer Strömungen wird die Ostukraine 

mehr und mehr zu einem Experimentierfeld der russi-

schen Armee.  Dies alleine ist eine neue und gefährli-

che Eskalation und viel wird davon abhängen, wie 

der Westen darauf reagiert.  

 

Die Gefahr einer Ausweitung des Konflikts 

 

Die EU setzt derzeit unter Führung von Deutschland  

darauf durch Sanktionen den Druck auf Russland zu 

erhöhen. Zwar würde die EU und allen voran der 

deutsche Imperialismus die Ukraine gerne unter ihre 

Kontrolle bekommen. Gleichzeitig ist man sich je-

doch darüber im Klaren, dass die wirtschaftlich zerrüt-

tete Ukraine derzeit eher eine Belastung als ein Ge-

winn wäre.  Offene militärische Unterstützung der uk-

rainischen Regierung könnte die derzeitige Lage 

noch verschlimmern. Längerfristig setzt man deshalb 

darauf,  Russland durch wirtschaftliche Sanktionen 

zum Einlenken zu bewegen. Dazu kommt das Prob-

lem tragfähige Alternativen zu den russischen Gaslie-

ferungen zu finden. Die USA, die weder energiepoli-

tisch noch wirtschaftlich mit Russland verbunden sind, 

pochen derweil auf eine harte Linie und sind fest ent-

schlossen ihrem Hegemonialanspruch auch mit mili-

tärischen Mitteln Nachdruck zu verleihen.  

 

Die Weltlage ist sehr gefährlich geworden. Der glo-

bale Kapitalismus steckt nach wie vor in einer tiefen 

Krise. Auch das vielbeschworene chinesische Wirt-

schaftswunder neigt sich dem Ende zu. All dies läuft 

mitnichten einfach „nur“ auf einen neuen Kalten 

Krieg hinaus. Die sog. bipolare Weltordnung, die sich 

nach dem Zweiten Weltkrieg herausbildete, basierte 

auf einem relativ stabilen Kräftegleichgewicht. Beide 

Machtblöcke waren sich ihrer Stärke und ihres Ein-

flussbereichs weitgehend sicher. Heute liegen die 

Dinge anders. Die USA sorgen sich um den Verlust ih-

re Hegemonie, während Russland sich vor weiterer 

Einkreisung fürchtet. Es kommt nicht von ungefähr, 

dass sich die imperialistischen Rivalitäten weltweit 

nach dem Platzen der Spekulationsblase verschärft 

haben. Den vielfältigen Manövern der Großmächte 

liegt eine gewisse Verzweiflung zugrunde. Dies könn-

te zu einer gefährlichen Dynamik führen, die nicht 

unterschätzt werden sollte.  Dem steht derzeit wenig 

Widerstand entgegen. Nach Jahren des Rückzugs 

befindet sich die internationale ArbeiterInnenklasse in 

einer fatalen Defensive. Ohne eine eigene Klas-

senidentität, ohne ein Bewusstsein ihrer eigenen Stär-

ke läuft sie Gefahr zu puren Ausbeutungsmaterial 

und Kanonenfutter der imperialistischen Kriege zu 

werden. Diese Schwäche wird von all jenen vorgeb-

lichen „Linken“ noch zementiert, die dazu aufrufen in 

den diversen imperialistischen Konflikten eine Seite zu 

beziehen und nationalistische Kräfte zu unterstützen. 

All dies ist reaktionärer Unsinn. Nationen und imperia-

listische Mächte repräsentieren nicht im Geringsten 

unsere Interessen, sie stehen ihnen vielmehr entge-

gen. Der einzige Ausweg aus dem Schlamassel be-

steht in der kompromisslosen Zurückweisung jeder na-

tionalistischen Ideologie, und der Verteidigung unse-

rer Lebensinteressen gegen alle Fraktionen der Bour-

geoisie. Nur auf Grundlage der Klassenautonomie 

wird es möglich sein, den Kürzungsprogrammen und 

der Brutalität und Zerstörung eines verrottenden Ge-

sellschaftssystems ernsthaften Widerstand entgegen-

zusetzen. Wir brauchen autonome Organisationsfor-

men und Strukturen auf den verschiedensten Ebe-

nen, in erster Linie jedoch eine politisch kohärentes 

internationalistisches und kommunistisches Pro-

gramm. All dies erfordert einen langen Atem. Doch 

der Kampf gegen jede Form von Nationalismus, Ras-

sismus und Ausbeutung ist gleichermaßen Ausgangs-

bedingung wie Voraussetzung für die Wiederbele-

bung des autonomen Klassenkampfes.
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Ein Kommentar zu der Vereinbarung der griechischen Regierung mit der Eurogruppe: 

 

DIE STUNDE DER WAHRHEIT!
Wir wollen nur einen Kom-

mentar zu den Verhand-

lungen der neuen Syriza - 

Regierung und ihrem Koali-

tionspartner von der natio-

nalistischen ANEL (Unab-

hängige Griechen) abge-

ben. Der unverhandelbare 

Teil besteht darin, dass 

Griechenland eine Schul-

denkolonie ist und bleiben 

wird, egal ob nun die Troika 

in „die Institutionen“ umbe-

nannt wird, das „Memo-

randum“ nun „die Verein-

barung“ heißt und Kredit-

geber nun „Partner“ sind. In 

einer Regierungserklärung 

zur  „Vereinbarung“ heißt 

es: 

 

„Die griechischen Behör-

den unterstreichen ihr Be-

streben, den finanziellen 

Verpflichtungen gegen-

über den Kreditgebern voll 

und ganz nachzukommen. 

(…) Die griechischen Be-

hörden verpflichten sich 

von Maßnahmen Abstand 

zu nehmen, die einseitig  

auf eine Änderung der Poli-

tik der Strukturreformen 

hinauslaufen und sich da-

mit negativ auf die von den 

Institutionen festgelegten 

Ziele wirtschaftlicher Erho-

lung und der Stabilisierung 

des Finanzsystems auswir-

ken.“  

 

 

Es hat sich nichts Wesentli-

ches verändert. Die neue 

Regierung hat sich nicht nur 

von ihren Wahlversprechen 

verabschiedet, sondern ist 

sogar von der politischen 

Linie die sie unmittelbar 

nach der Wahl vertrat, ab-

gewichen. Sie hat nicht nur 

darauf verzichtet auf eine 

Reduzierung der untragba-

ren Schulden oder eine 

Linderung der harten Rück-

zahlungsbedingungen (die 

ohnehin niemals rückzahl-

bar sind) zu bestehen, son-

dern dazu noch erklärt, 

dass sie die Verpflichtun-

gen gegenüber den Gläu-

bigern anerkennt und ak-

zeptiert.  

 

Die viermonatige Verlänge-

rung ist alles andere als ein 

Sieg. Im Kern läuft es nur 

darauf hinaus, die Antwort 

auf die Frage zu verschie-

ben, die die  neue Regie-

rung dem internationalen 

Finanzkapital beantworten 

muss, die Frage wie sie die 

Rückzahlung der Schulden 

bewerkstelligen will. Ob sie 

einige grundlegende Ver-

besserungen für weite Teile 

der notleidenden griechi-

schen Bevölkerung errei-

chen kann, wird sich zei-

gen.  Fest steht jedoch 

schon jetzt, dass sie im in-

ternationalen Umfeld eines  

globalisierten wahnwitzigen 

neoliberalen Kapitalismus 

kein Rezept für die Krank-

heit selber hat. Die Verwal-

tung des Kapitalismus kann 

nur den Interessen der herr-

schenden Klasse dienen. 
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